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Sehr geehrte Mandanten,

Bitcoins und andere Kryptowährungen sind in Mode. Glaubt man so

manch einem Pressebericht, scheint Geld verdienen ohne nicht mehr

möglich zu sein. Da stellt sich direkt die Frage nach der steuerlichen

Behandlung!

Vollkommen unabhängig davon, ob Kryptowährungen die Geldanlage

der Zukunft sind oder ob sie wieder in der Versenkung verschwinden,

eines ist in jedem Fall gewiss: Sobald es eine Möglichkeit des Geldver-

dienens gibt, ist der Fiskus nicht weit und fordert seinen Anteil.

In diesem Sinne hat das Finanzministerium der Freien und Hansestadt

Hamburg in einem Erlass vom 11.12.2017 (Az: S 2256 - 2017/003-52)

auch klargestellt, dass der Kauf und gewinnbringende Verkauf einer

Kryptowährung innerhalb von einem Jahr ein privates Veräußerungs-

geschäft ist. Dies verwundert nicht, immerhin handelt es sich bei Kryp-

towährungen um reine Spekulationsobjekte.

Für die Praxis hat dies jedoch weitreichende steuerliche Folgen: Wenn

erworbene Bitcoins nämlich als Zahlungsmittel eingesetzt werden, gilt

dies ebenfalls als Veräußerung einer Kryptowährung und führt, wenn

seit der Anschaffung innerhalb des letzten Jahres eine Wertsteigerung

vorliegt, ebenfalls zu sonstigen Einkünften aus privaten Veräußerungs-

geschäften. Wer daher mit Bitcoins zahlt, muss gegebenenfalls noch-

mal zusätzlich an den Fiskus zahlen.

Wie Sie wirklich etwas für Ihren Geldbeutel tun, erfahren Sie hier. In

diesem Sinne eine informative Lektüre

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.04.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.04. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge April 2018

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für April 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 26.04.2018.

Zinsen: 6 Prozent sind auch in Zeiten von  
Minuszinsen ok

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass Finanzämter nicht verfas-

sungswidrig handeln, wenn sie auch in einer Tiefzinsphase bei Steuer-

nachzahlungen hohe Zinsen von sechs Prozent kassieren. 

Das höchste deutsche Finanzgericht hält die sechs Prozent Zinsen we-

der für einen Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz noch gegen die 

Verhältnismäßigkeit. 

In dem konkreten Fall ging es um 11.000 Euro Zinsen, die der Fiskus 

von einem Bürger verlangte, dessen endgültiger Steuerbescheid für 

ein Jahr nach einigem Hin und Her fast zwei Jahre später festgesetzt 

worden ist und für den für die Nachzahlung Zinsen in Höhe von 0,5 

Prozent pro Monat berechnet wurden. 

BFH, III R 10/16

Steuernachforderungen: Chance auf zeitgemäße 
Verzinsung verpasst

Mit einem aktuellen Urteil hat der Bundesfinanzhof (BFH) nach An-

sicht der Bundessteuerberaterkammer (BStBK) die Chance, Steuer-

nachforderungen zeitgemäß zu verzinsen, verpasst.

Der BFH hat am 27.02.2018 verkündet, dass der gesetzliche Zinssatz 

von sechs Prozent für Steuernachforderungen verfassungsrechtlich 

nicht zu beanstanden ist. Er führt damit seine bisherige Rechtspre-

chung fort, nach der sich die das Zinsniveau bestimmenden Verhält-

nisse nicht in einer Weise geändert haben, die eine Vorlage an das Bun-

desverfassungsgericht (BVerfG) erforderlich machten.

„Für uns ist es unverständlich, dass der BFH die geänderten wirtschaft-

lichen Rahmenbedingungen noch immer nicht berücksichtigt“, sagte 

BStBK-Vizepräsident Hartmut Schwab. Eine Anpassung des gesetzli-

chen Zinssatzes auf Steuernachzahlungen sei seit Jahren überfällig. Zu 

den konkreten Auswirkungen für mittelständische Unternehmen führt 

Schwab weiter aus: „Die Zinsen auf Steuernachzahlungen werden fak-

tisch zu einem Strafzuschlag. Viele Unternehmer fühlen sich gedrängt, 

in einer Betriebsprüfung schnell zu einer Verständigung mit dem Prüfer 

zu kommen und streitige Fragen nicht gerichtlich klären zu lassen. Da-

mit wird letztlich auch der Rechtsschutz beschnitten.“

Der Zinssatz für die Verzinsung von Steuernachforderungen, Steuerer-

stattungen, Steuerstundungen et cetera liege seit Veröffentlichung der 

Abgabenordnung 1977 unverändert bei 0,5 Prozent pro Monat, also 

sechs Prozent im Jahr, erläutert die BStBK. Mit der Verzinsung solle ein 

Ausgleich dafür geschaffen werden, dass die Steuern trotz gleichen 

gesetzlichen Entstehungszeitpunkts zu unterschiedlichen Zeitpunkten 

festgesetzt und erhoben werden. Auch für die Abzinsung von Pensions-

rückstellungen gelte ein Zinssatz von sechs Prozent. 

Das BVerfG werde nach einem Vorlagebeschluss des Finanzgerichts 

(FG) Köln die Gelegenheit haben, sich mit der Höhe dieses Zinssatzes 

auseinanderzusetzen. Nach Auffassung des FG habe sich in dem heu-

tigen Zinsumfeld der gesetzlich vorgeschriebene Zinsfuß so weit von 

der Realität entfernt, dass er vom Gesetzgeber hätte überprüft werden 

müssen. „Wir sehen einer Entscheidung des Bundesverfassungsge-

richts mit Spannung entgegen“, so Schwab. „Unserer Auffassung nach 
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kann die Entscheidung über den Abzinsungssatz für Pensionsrückstel-

lungen nicht ohne Auswirkungen auf den gesetzlichen Zinssatz in der 

Abgabenordnung bleiben.“

Bundessteuerberaterkammer, PM vom 28.02.2018

Häusliches Arbeitszimmer bei nur geringfügiger  
beruflicher Nutzung nicht abzugsfähig

Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer sind nicht als Betriebsausga-

ben bei den gewerblichen Einkünften aus dem Betrieb einer Photovol-

taik-Anlage zu berücksichtigen, wenn eine geringfügige betriebliche 

Nutzung des Arbeitszimmers vorliegt und der Raum vereinzelt privat 

genutzt wird. Dies hat das Finanzgericht (FG) Rheinland-Pfalz ent-

schieden.

Die verheirateten Kläger sind beide berufstätig und haben zwei Kinder. 

Die Klägerin erzielt außerdem gewerbliche Einkünfte aus dem Betrieb 

einer Photovoltaikanlage. Für das Streitjahr 2010 errechnete sie ei-

nen Verlust in Höhe von rund 1.795 Euro und machte Aufwendungen 

für ein Arbeitszimmer in Höhe von 1.700 Euro als Betriebsausgaben 

geltend. Die Aufwendungen für das Arbeitszimmer entsprechen 8,1 

Prozent der Gesamtkosten für das Wohnhaus der Kläger und damit 

dem Flächenanteil des Arbeitszimmers (11,93 Quadratmeter) an der 

Gesamtwohnfläche (149,03 Quadratmeter).

Das beklagte Finanzamt erkannte die Aufwendungen nicht an, weil für 

das Betreiben der Photovoltaikanlage kein Arbeitszimmer erforderlich 

sei. Einspruch und Klage hatten keinen Erfolg. Auch das FG versagte 

den Betriebsausgabenabzug, allerdings mit einer anderen Begründung. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes (BFH) sei zwar nicht 

die „Erforderlichkeit“, aber der Umfang der Privatnutzung eines häus-

lichen Arbeitszimmers zu prüfen. Denn Aufwendungen für einen in 

die häusliche Sphäre des Steuerpflichtigen eingebundenen Raum, der 

sowohl zur Erzielung von Einkünften als auch – in mehr als nur un-

tergeordnetem Umfang – zu privaten Zwecken genutzt werde, seien 

insgesamt nicht abziehbar. Eine Aufteilung der Kosten finde nicht statt.

Das Gericht habe aber nach Würdigung aller Umstände (unter ande-

rem den Feststellungen des Ermittlungsbeamten) die Überzeugung 

gewonnen, dass das Arbeitszimmer allenfalls wenige Stunden pro 

Jahr für betriebliche Zwecke und im Übrigen entweder privat oder gar 

nicht genutzt worden sei. Der Anteil der Privatnutzung sei zwar nicht 

zweifelsfrei feststellbar. Erfolge aber – wie hier – eine nur geringfügige 

betriebliche Nutzung, sei der Betriebsausgabenabzug schon dann zu 

versagen, wenn der Raum auch nur vereinzelt privat genutzt werde.

Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. Die Frist für die beim BFH einzu-

legende Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision endet laut 

FG am 06.03.2018.

Finanzgericht Rheinland-Pfalz, Urteil vom 25.01.2018, 6 K 2234/17, 

nicht rechtskräftig

Erklärte, aber mangels elektronischer Mitteilung 
nicht angesetzte Renteneinkünfte: Keine Korrektur 
nach § 129 AO

Das Finanzamt darf keine steuererhöhende Korrektur nach § 129 Ab-

gabenordnung (AO)  vornehmen, wenn es im ursprünglichen Steuer-

bescheid erklärte Renteneinkünfte deshalb außer Acht gelassen hat, 

weil der Rentenversicherungsträger sie noch nicht elektronisch mitge-

teilt hatte. Dies hat das Finanzgericht (FG) Münster entschieden.

Der Kläger bezog in den Streitjahren 2011 und 2012 eine gesetzliche 

und eine private Rente. In seinen mittels ELSTER angefertigten und 

in authentifizierter Form übermittelten Einkommensteuererklärun-

gen gab er jeweils beide Renten sowie Beiträge zur Kranken- und 

Pflegeversicherung in der zutreffenden Höhe an. Zum Zeitpunkt der 

Bearbeitung der Erklärungen lag dem Finanzamt nur die elektronische 

Rentenbezugsmitteilung der privaten, nicht aber der gesetzlichen 

Rentenversicherung vor. Der Bearbeiter ließ die gesetzlichen Renten-

einkünfte außer Betracht, berücksichtigte aber die erklärten Kranken- 

und Pflegeversicherungsbeiträge als Sonderausgaben. Diesbezüglich 

elektronisch generierte Risiko-Hinweise hakte er ab. 

Nachdem das Finanzamt die elektronischen Rentenbezugsmitteilun-

gen von der gesetzlichen Rentenversicherung erhalten hatte, änderte 

es die Einkommensteuerbescheide für beide Jahre unter Ansatz der 

nunmehr zutreffenden Renteneinkünfte und berief sich dabei auf § 

129 AO. Die Nichtberücksichtigung in den ursprünglichen Bescheiden 

beruhe allein auf einem mechanischen Versehen. Der Sachbearbeiter 

habe vermutlich die vom Kläger eingetragenen Daten gar nicht einge-

sehen und lediglich die Prüf- und Risiko-Hinweise abgearbeitet. Der 
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Kläger berief sich demgegenüber auf die eingetretene Bestandskraft 

der ursprünglichen Bescheide.

Das Gericht gab der Klage statt. Die Tatsache, dass das Finanzamt 

bei Erlass der ursprünglichen Einkommensteuerbescheide die erklär-

ten Einkünfte aus der gesetzlichen Rentenversicherung außer Acht 

gelassen hat, stelle keine einem Schreib- oder Rechenfehler ähnli-

che offenbare Unrichtigkeit im Sinne von § 129 AO dar. Zunächst sei 

nicht auszuschließen, dass der Sachbearbeiter den Fehler bewusst in 

Kauf genommen habe. Vielmehr sei davon auszugehen, dass er ohne 

Rücksicht auf die erklärten Werte nur die elektronisch übermittelten 

Daten übernehmen wollte. Darüber hinaus könne auch ein Fehler bei 

der Sachverhaltsermittlung nicht ausgeschlossen werden. Die Renten-

einkünfte und die darauf entfallenden Kranken- und Pflegeversiche-

rungsbeiträge hätten ihrer Höhe nach in einem krassen Missverhältnis 

gestanden und der Sachbearbeiter habe die entsprechenden die Risi-

ko-Hinweise gleichwohl abgehakt.

Das FG hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 19.10.2017, 6 K 1358/16 E

Xetra-Gold Inhaberschuldverschreibungen:  
Einlösung ist nicht steuerbar

Die Einlösung von Xetra-Gold Inhaberschuldverschreibungen, die dem 

Inhaber ein Recht auf die Auslieferung von Gold gewähren, unterliegt 

nicht der Einkommensteuer. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) ent-

schieden.

Bei Xetra-Gold Inhaberschuldverschreibungen handelt es sich um 

börsenfähige Wertpapiere. Diese gewähren dem Inhaber das Recht 

auf Auslieferung eines Gramms Gold, das jederzeit unter Einhaltung 

einer Lieferfrist von zehn Tagen gegenüber der Bank geltend gemacht 

werden kann. Daneben besteht die Möglichkeit, die Wertpapiere an 

der Börse zu handeln. Zur Besicherung und Erfüllbarkeit der Ausliefe-

rungsansprüche war die Inhaberschuldverschreibung jederzeit durch 

physisch eingelagertes Gold zu mindestens 95 Prozent gedeckt.

Die Kläger erwarben Xetra-Gold Inhaberschuldverschreibungen und 

ließen sich das verbriefte Gold innerhalb eines Jahres nach dem Erwerb 

physisch aushändigen. Das Finanzamt besteuerte die Wertsteigerung 

im Zeitraum zwischen dem Erwerb der Xetra-Gold Inhaberschuldver-

schreibungen und der Auslieferung des physischen Goldes als Einkünf-

te aus privaten Veräußerungsgeschäften im Sinne der §§ 22 Nr. 2, 23 

Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes (EStG). Die dage-

gen erhobene Klage war vor dem Finanzgericht erfolgreich.

Der BFH hat die Revision des Finanzamtes als unbegründet zurückge-

wiesen. Die Kläger hätten durch die innerhalb eines Jahres nach dem 

Erwerb der Xetra-Gold Inhaberschuldverschreibungen erfolgte Einlö-

sung mit Auslieferung des physischen Goldes keine Veräußerung im 

Sinne der §§ 22 Nr. 2, 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 EStG verwirklicht. Es feh-

le an der entgeltlichen Übertragung der angeschafften Xetra-Gold In-

haberschuldverschreibungen, weil die Kläger lediglich ihren verbrieften 

Anspruch auf Lieferung des Goldes eingelöst und gegen Rückgabe der 

Inhaberschuldverschreibungen ihr Gold empfangen hätten. Hierdurch 

habe sich ihre wirtschaftliche Leistungsfähigkeit nicht gesteigert, da 

sie auch danach das Risiko eines fallenden Goldpreises trugen. Das 

ausgelieferte Gold habe sich im Eigentum der Kläger befunden und sei 

in ihrem Bankdepot verwahrt worden. Eine Veräußerung des geliefer-

ten Goldes habe nicht stattgefunden.

Die zwischen dem Erwerb der Xetra-Gold Inhaberschuldverschreibun-

gen und der Auslieferung physischen Goldes eingetretenen Wertstei-

gerungen führten laut BFH auch nicht zu steuerbaren Einkünften aus 

Kapitalvermögen, da die Schuldverschreibungen keine Kapitalforde-

rungen verbrieften, sondern Ansprüche auf die Lieferung physischen 

Goldes.

Nicht zu entscheiden hatte der BFH Im Streitfall über die Veräußerung 

oder Verwertung der Xetra-Gold Inhaberschuldverschreibungen an der 

Börse oder an andere Erwerber.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 06.02.2018, IX R 33/17

Dienst im Katastrophenschutz führt nicht zu  
„verlängertem“ Kindergeldanspruch

Die Ableistung eines Dienstes im Katastrophenschutz führt zwar nach 

dem Zivildienstgesetz zur Befreiung vom Zivildienst. Da diese Art der 

Dienstleistung aber nicht im Katalog des § 32 Absatz 5 des Einkom-

mensteuergesetzes (EStG) enthalten ist, erfüllt sie keinen der Tatbe-

stände, die die Gewährung von Kindergeld über das 25. Lebensjahr des 

Kindes hinaus erlaubten. Eine Verlängerung ergebe sich auch nicht aus 
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der analogen Anwendung der einschlägigen Kindergeldvorschriften, 

hat das Finanzgericht (FG) des Saarlandes entschieden.

Geklagt hatte der Vater eines 1987 geborenen Sohnes, der Medizin 

studierte. Er macht geltend, sein Sohn habe während seines Studiums 

im Katastrophenschutz gearbeitet. Die studienbegleitende Tätigkeit 

habe zu einer Verzögerung des Studiums geführt. Die Ableistung des 

Dienstes im Katastrophenschutz rechtfertige die Verlängerung der Kin-

dergeldzahlung über das 25. Lebensjahr hinaus. Das FG lehnte dies ab.

Für ein Kind, das sich in Berufsausbildung befindet, sei gemäß der für 

das Streitjahr (2012/2013) geltenden Vorschriften Kindergeld grund-

sätzlich nur bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres gewährt worden. 

Eine Verlängerung des Kindergeldanspruchs über das 25. Lebensjahr 

hinaus scheide aus. Insbesondere sei der Verlängerungstatbestand des 

§ 32 Absatz 5 EStG nicht einschlägig, der unter anderem Zivildienst 

ableistende Kinder betreffe. Hierunter falle der Dienst im Katastro-

phenschutz nicht. Auch die anderen Tatbestände des § 32 Absatz 5 

EStG seien nicht einschlägig.

Auch eine analoge Anwendung der Vorschrift scheide aus. Es fehle an 

einer planwidrigen Regelungslücke, so das FG. Der Gesetzgeber habe 

die Verlängerungstatbestände in § 32 Absatz 5 Satz 1 EStG dezidiert 

geregelt. Anhaltspunkte dafür, dass er versehentlich anderweitige 

Dienstleistungen im Katalog des § 32 Absatz 5 Satz 1 EStG nicht be-

rücksichtigt habe, lägen nicht vor.

Zudem fehle es an einer vergleichbaren Interessenlage zwischen den in 

§ 32 Absatz 5 Satz 1 EStG genannten Verlängerungstatbeständen und 

der vorliegenden zu beurteilenden Dienstleistung im Katastrophen-

schutz, so das FG weiter. Der entscheidende Unterschied sei, dass der 

Kindergeldberechtigte eines Zivil- beziehungsweise Wehrdienst leis-

tenden Kindes für die Dauer des Dienstes regelmäßig keinen Anspruch 

auf Kindergeld hat, während sich der Elternteil eines den Dienst im 

Katastrophenschutz leistenden Kindes – wie der Kläger – aufgrund der 

Regelung des § 32 Absatz 4 Nr. 2d EStG auch für die Zeit des Dienstes 

Kindergeld beanspruchen könne.

Hiermit möge der Gesetzgeber zwar auch dem Umstand Rechnung 

getragen haben, dass die Dienstleistung im Katastrophenschutz – an-

ders als der Grundwehr- und Zivildienst – unentgeltlich erfolgt, sodass 

die mit dem Kindergeldanspruch typisierend zugrunde gelegte Un-

terhaltsverpflichtung des Erziehungsberechtigten weiter besteht. Der 

Gesetzgeber rechtfertige die Verlängerung des Kindergeldanspruchs 

um Zeiten der Absolvierung des Grundwehr- oder Zivildienstes jedoch 

insbesondere mit der fehlenden steuer- beziehungsweise kindergeld-

rechtlichen Berücksichtigung Wehrdienst und Zivildienst leistender 

Kinder. Gerade hierauf könne sich der Elternteil eines Dienst im Katas-

trophenschutz leistenden Kindes nicht berufen.

Finanzgericht Saarland, Urteil vom 15.02.2017, 2 K 1200/16

Kindergeld bei volljährigem behinderten Kind:  
Eingliederungshilfe bei behinderungsbedingtem 
Mehrbedarf zu berücksichtigen

Wenn beim Kindergeld streitig ist, ob ein volljähriges behindertes Kind 

nach § 32 Absatz 4 Satz 1 Nr. 3 Einkommensteuergesetz (EStG) außer-

stande ist, sich selbst zu unterhalten, ist die Eingliederungshilfe nach 

§§ 53 ff. Sozialgesetzbuch X bei der Berechnung des so genannten be-

hinderungsbedingten Mehrbedarfs in Ansatz zu bringen.

Ob das behinderte Kind voll- oder teilstationär untergebracht ist, ist 

insoweit unerheblich, wie das Hessische Finanzgericht entschieden 

hat.

Gegen das Urteil wurde Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt (Akten-

zeichen des Bundesfinanzhofs: III B 124/17).

Finanzgericht Hessen, PM vom 03.01.2018 zu 12 K 2289/13
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GmbH- 
Geschäfts-
führer

GmbH-Geschäftsführer: Sind regelmäßig  
sozialversicherungspflichtig

Geschäftsführer einer GmbH sind regelmäßig als Beschäftigte der 

GmbH anzusehen und unterliegen daher der Sozialversicherungs-

pflicht. Ein Geschäftsführer, der zugleich Gesellschafter der GmbH 

ist, sei nur dann nicht abhängig beschäftigt, wenn er die Rechtsmacht 

besitzt, durch Einflussnahme auf die Gesellschafterversammlung die 

Geschicke der Gesellschaft zu bestimmen, so das Bundessozialgericht 

(BSG). 

Das sei regelmäßig der Fall, wenn er mehr als 50 Prozent der Anteile 

am Stammkapital hält (Mehrheitsgesellschafter). Ist der Geschäfts-

führer kein Mehrheitsgesellschafter, ist laut BSG eine abhängige Be-

schäftigung ausschließende Rechtsmacht ausnahmsweise auch dann 

anzunehmen, wenn er exakt 50 Prozent der Anteile hält oder bei einer 

noch geringeren Kapitalbeteiligung kraft ausdrücklicher Regelungen 

im Gesellschaftsvertrag (Satzung) über eine umfassende („echte“/

qualifizierte) Sperrminorität verfügt, sodass es ihm möglich ist, ihm 

nicht genehme Weisungen der Gesellschafterversammlung zu verhin-

dern.

Damit hat das BSG seine bisherige Rechtsprechung bekräftigt und ent-

sprechende Entscheidungen der Vorinstanzen bestätigt. 

Im ersten Fall verfügte der klagende Geschäftsführer lediglich über ei-

nen Anteil von 45,6 Prozent am Stammkapital. Eine mit seinem Bruder 

als weiterem Gesellschafter der GmbH getroffene „Stimmbindungs-

abrede“ änderte an der Annahme der Sozialversicherungspflicht eben-

so wenig etwas, wie dessen Angebot an den Kläger, künftig weitere 

Anteile zu erwerben. Im zweiten Fall verfügte der klagende Geschäfts-

führer lediglich über einen Anteil von zwölf Prozent am Stammkapital.

In beiden Fällen betonte das BSG, dass es nicht darauf ankomme, dass 

ein Geschäftsführer einer GmbH im Außenverhältnis weitreichende 

Befugnisse habe und ihm häufig Freiheiten hinsichtlich der Tätigkeit, 

zum Beispiel bei den Arbeitszeiten, eingeräumt würden. Entscheidend 

sei vielmehr der Grad der rechtlich durchsetzbaren Einflussmöglichkei-

ten auf die Beschlüsse der Gesellschafterversammlung.

Bundessozialgericht, Urteile vom 14.03.2018, B 12 KR 13/17 R und B 

12 R 5/16 R

Doppelte Haushaltsführung: Nicht bei  
Hauptwohnung ebenfalls am Beschäftigungsort

Eine doppelte Haushaltsführung liegt nicht vor, wenn die Hauptwoh-

nung, das heißt der „eigene Hausstand“ im Sinne des § 9 Absatz 1 Satz 

3 Nr. 5 Satz 2 Einkommensteuergesetz (EStG), ebenfalls am Beschäf-

tigungsort belegen ist. Dies stellt der Bundesfinanzhof (BFH) klar. Der 

Ort des eigenen Hausstands und der Beschäftigungsort müssten aus-

einanderfallen.

Die Hauptwohnung sei im Sinne des § 9 Absatz 1 Satz 3 Nr. 5 Satz 

2 EStG am Beschäftigungsort belegen, wenn der Steuerpflichtige 

von dieser seine Arbeitsstätte in zumutbarer Weise täglich erreichen 

kann. Die Entscheidung darüber obliege in erster Linie der tatrich-

terlichen Würdigung durch das Finanzgericht, so der BFH. Denn die 

Antwort darauf könne nur aufgrund der Berücksichtigung und Wür-

digung aller wesentlichen Umstände des Einzelfalls gegeben werden 

und sei insbesondere von den individuellen Verkehrsverbindungen 

und Wegezeiten zwischen der Wohnung und der Arbeitsstätte ab-

hängig. Dabei sei naturgemäß die Entfernung zwischen Wohnung 

und Arbeitsstätte ein wesentliches, allerdings kein allein entschei-

dungserhebliches Merkmal.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 16.11.2017, VI R 31/16

Umsatzsteuer: Bei Nichterweislichkeit  
ausländischen Empfängerorts inländischer  
Empfängerort anzunehmen

Unter Berücksichtigung der sich aus § 1 Absatz 2 Satz 1 und 2 Um-

satzsteuergesetz (UStG) ergebenden Unterscheidung zwischen In- und 

Ausland und der Definition des Auslands „als das Gebiet, das ... nicht 

Inland ist“, folgt laut Bundesfinanzhof (BFH), dass bei Leistungen, bei 

denen sich der Ort nach dem Empfängerort richtet, aus der Nichter-

weislichkeit eines ausländischen Empfängerorts auf das Vorliegen ei-

nes inländischen Empfängerorts zu schließen ist.

Dies folge aus der in § 76 Absatz 1 Satz 4 Finanzgerichtsordnung (FGO) 

in Verbindung mit § 90 Absatz 2 Abgabenordnung getroffenen Dar-

legungs- und Beweislastregelung des Unternehmers. Danach hätten 

die Beteiligten bei Sachverhalten, die sich auf Vorgänge außerhalb des 
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Geltungsbereichs der AO beziehen, den Sachverhalt aufzuklären und 

die erforderlichen Beweismittel zu beschaffen. Daraus folge, dass bei 

Leistungen, bei denen sich der Ort nach dem Empfängerort richtet, 

aus der Nichterweislichkeit eines ausländischen Empfängerorts auf 

das Vorliegen eines inländischen Empfängerorts zu schließen ist. Denn 

unter Berücksichtigung der sich aus § 1 Absatz 2 Satz 1 und 2 UStG 

ergebenden Unterscheidung zwischen In- und Ausland und der Defi-

nition des Auslands „als das Gebiet, das ... nicht Inland ist“, komme 

die Annahme einer Leistungserbringung in einem dritten Gebiet, das 

weder In- noch Ausland ist, nicht in Betracht.

Komme das Finanzgericht daher gemäß § 96 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 

1 FGO aufgrund seiner freien, aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens 

gewonnenen Überzeugung unter Anwendung von § 76 Absatz 1 Satz 4 

FGO in Verbindung mit § 90 Absatz 2 AO zu dem Ergebnis, dass kein 

Empfängerort im Ausland festgestellt werden kann, könne es hieraus 

auf das Vorliegen eines Empfängerorts im Inland schließen.

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 28.11.2017, V B 60/17

Rechnung muss auch im Niedrigpreissegment immer 
eindeutige Identifizierung der Leistung ermöglichen

Auch beim massenhaften Handel von Kleidungsstücken und von Mo-

deschmuck im Niedrigpreissegment kann ein Vorsteuerabzug nur vor-

genommen werden, wenn die Rechnung eine eindeutige und leicht 

nachprüfbare Feststellung der Leistung ermöglicht, über die abgerech-

net wird. Das hat das Hessische Finanzgericht (FG) in zwei Verfahren 

klargestellt.

Im Klageverfahren 1 K 547/14 war die Klägerin im Streitjahr im Tex-

tilhandel unternehmerisch tätig. Sie vertrieb Damenoberbekleidung 

(insbesondere T-Shirts und Blusen) im Niedrigpreissegment. Die Klei-

dungsstücke wurden jeweils in großen Mengen in verschiedenen Stan-

dardgrößen und in mehreren Farben von Großhändlern eingekauft. Die 

Einkaufspreise je Artikel bewegten sich jeweils im unteren einstelligen 

Eurobereich. Das Finanzamt versagte bei einigen Rechnungen zulasten 

der Klägerin den Vorsteuerabzug, weil sich die Bezeichnungen der ge-

lieferten Gegenstände in den Rechnungen auf die pauschale Bezeich-

nung einer Warenklasse und die Angabe einer erheblichen Stückzahl 

im mindestens dreistelligen Bereich beschränke. Eine Konkretisierung 

der Leistungsbeschreibungen fehle.

Auch im Klageverfahren 1 K 2402/14, in dem die Klägerin im Bereich 

des Handels mit Modeschmuck und Accessoires im Niedrigpreisseg-

ment tätig war, lehnte das Finanzamt den Vorsteuerabzug ab, weil 

Rechnungen auch hier nur unzureichende Angaben wie „div. Mode-

schmuck“ (Armband, Ohrring, Kette et cetera), den Netto-Einzelpreis 

sowie die Anzahl der gelieferten Artikel enthielten.

Der klägerische Einwand, dass die jeweiligen Leistungsbeschreibungen 

in den Rechnungen angesichts der Rechtsprechung des Bundesfinanz-

hofes und mit Blick auf die Besonderheiten im Massengeschäft mit Bil-

ligartikeln die Anforderungen an eine handelsübliche Bezeichnung der 

Art der gelieferten Gegenstände erfüllten und dass die Handelsüblich-

keit letztendlich von der Umsatzstruktur beziehungsweise vom Mark-

tumfeld abhänge, verfing im Klageverfahren nicht. Auch der Hinweis, 

dass die Übertragung der Anforderungen bei Leistungsbeschreibungen 

für sonstige Leistungen auf die – hier vorliegenden – Abrechnungen 

von Lieferungen bei verschiedenen Warengruppen zur Unmöglichkeit 

des Vorsteuerabzugs führe und gegen die Rechtsprechung des Europäi-

schen Gerichtshofs verstoße, half der Klägerin nicht weiter.

Das Hessische FG entschied vielmehr, dass die streitigen Rechnungen 

mangels hinreichender Leistungsbeschreibung und fehlender Identi-

fikationsmöglichkeit den gesetzlichen Anforderungen zum Vorsteu-

erabzug aus Rechnungen nicht genügten. Innerhalb einer Branche sei 

hinsichtlich der Frage, welche Bezeichnung einer Leistung noch han-

delsüblich sei, nicht nach verschiedenen Verkehrskreisen – nämlich 

dem Handel mit Textilien im mittleren und oberen Preissegment ei-

nerseits und dem Handel mit Waren im Niedrigpreissegment anderer-

seits – zu differenzieren.

Die in den Rechnungen des Verfahrens 1 K 547/14 enthaltene bloße 

Angabe einer Gattung (zum Beispiel Shirts, T-Shirts, Blusen, Kleider, 

Blusen, Jacken) stelle keine handelsübliche Bezeichnung dar. Die – 

hier fehlende – erforderliche weitergehende Umschreibung der Ware 

könne beispielsweise über die Herstellerangaben beziehungsweise die 

Angabe einer etwaigen Eigenmarke oder über Modelltyp, Farbe und 

Größe sowie unter Bezugnahme auf eine Artikel- oder Chargennum-

mer erfolgen. Auch die Benennung von Größe, Farbe, Material sowie 
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gegebenenfalls die Bezeichnung als Sommer- oder Winterware kom-

me in Betracht.

Das Fehlen jeglicher weiterer Umschreibung der Artikel lasse vorlie-

gend keine eindeutige und mit begrenztem Aufwand nachprüfbare 

Feststellung der Lieferungen, über die mit den Rechnungen abgerech-

net worden sei, zu. Dabei bestehe angesichts der hohen Anzahl der in 

den Rechnungen aufgeführten Artikel auch die Gefahr einer willent-

lichen oder unwillkürlichen mehrfachen Abrechnung der Leistung in 

einer anderen Rechnung. All dies gelte auch für den Handel mit Mode-

schmuck, Uhren und Accessoires. Auch insoweit stelle die bloße Anga-

be einer Gattung (zum Beispiel Armbänder, Ketten, Halsketten) keine 

handelsübliche Bezeichnung dar.

Das Hessische FG hat wegen grundsätzlicher Bedeutung die Revision 

zugelassen. Gegen das Urteil im Verfahren 1 K 2402/14 wurde Revisi-

on eingelegt, die beim Bundesfinanzhof unter dem Aktenzeichen XI R 

2/18 anhängig ist.

Finanzgericht Hessen, 1 K 547/14 und 1 K 2402/14

Arbeitgeber haftet nicht für Impfschäden 

Ein Arbeitgeber haftet nicht für einen Impfschaden, der aufgrund einer 

Grippeschutzimpfung entstanden ist, zu der er über eine bei ihm frei-

beruflich tätige Betriebsärztin hatte aufrufen lassen und deren Kosten 

er übernommen hat. Dies zeigt ein vom Bundesarbeitsgericht (BAG) 

entschiedener Fall.

Die Klägerin war von Mai 2011 bis Mai 2012 bei der Beklagten, die ein 

Herzzentrum betreibt, als Angestellte in der Abteilung Controlling be-

schäftigt. Die dem Rechtsstreit auf Seiten der Beklagten beigetretene 

Streithelferin ist als Ärztin approbiert. Zwischen ihr und der Beklag-

ten besteht ein Vertrag, nach dem die Beklagte der Streithelferin die 

Aufgabe eines Betriebsarztes übertragen und die Streithelferin diese 

Aufgabe als freiberuflich tätige Betriebsärztin übernommen hat.

Nach den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts rief die Streithel-

ferin im November 2011 alle interessierten Mitarbeiter der Beklagten 

zur Teilnahme an einer Grippeschutzimpfung auf, deren Kosten die 

Beklagte übernahm. Am 08.11.2011 führte die Streithelferin in den 

Räumlichkeiten der Beklagten bei der Klägerin die Grippeschutzimp-

fung durch. Die Klägerin hat behauptet, sie habe einen Impfschaden 

erlitten. Für diesen hafte ihr die Beklagte. Sie sei vor der Impfung nicht 

ordnungsgemäß aufgeklärt worden. Wäre sie ordnungsgemäß aufge-

klärt worden, hätte sie die angebotene Grippeschutzimpfung nicht 

durchführen lassen. Mit ihrer Klage fordert die Klägerin von der Be-

klagten die Zahlung eines Schmerzensgeldes. Zudem begehrt sie die 

Feststellung der Verpflichtung der Beklagten, ihr alle materiellen und 

immateriellen Schäden zu ersetzen, die ihr aus der Influenza-Impfung 

noch entstehen werden.

Die Vorinstanzen haben die Klage abgewiesen. Die Revision der Klä-

gerin vor dem BAG hatte keinen Erfolg. Die Beklagte hafte der Klä-

gerin nicht für den von dieser behaupteten Impfschaden, da sie keine 

Pflichten gegenüber der Klägerin verletzt habe. Zwischen der Klägerin 

und der Beklagten sei ein Behandlungsvertrag, aus dem die Beklagte 

zur Aufklärung verpflichtet gewesen wäre, nicht zustande gekommen. 

Die Beklagte sei vorliegend auch nicht aufgrund des zwischen ihr und 

der Klägerin bestehenden Arbeitsverhältnisses verpflichtet gewesen, 

die Klägerin über mögliche Risiken der Impfung aufzuklären. Sie habe 

sich deshalb auch einen etwaigen Verstoß der Ärztin gegen die Aufklä-

rungspflicht nicht zurechnen lassen müssen. 

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 21.12.2017, 8 AZR 853/16

Zulässigkeit der Werbung mit ÖKO-TEST-Siegel  
noch unbeantwortet

Die Frage, ob die Verwendung des ÖKO-TEST-Labels in der Werbung 

ohne Zustimmung der Markeninhaberin eine Markenverletzung dar-

stellt, bleibt vorerst offen. Der Bundesgerichtshof (BGH) hat zwei dies-

bezügliche Verfahren ausgesetzt, um eine Entscheidung abzuwarten, 

die der Europäische Gerichtshof (EuGH) in einem anderen Verfahren 

zu auch für die vor dem BGH verhandelten Fälle relevanten Rechtsfra-

gen noch zu fällen hat.

Die Klägerin gibt seit 1985 das Magazin „ÖKO-TEST“ heraus, in dem 

Waren- und Dienstleistungstests veröffentlicht werden. Sie ist Inhabe-

rin einer im Jahr 2012 registrierten Unionsmarke, die das ÖKO-TEST-

Label wiedergibt und für die Dienstleistungen „Verbraucherberatung 

und Verbraucherinformation bei der Auswahl von Waren und Dienst-

leistungen“ eingetragen ist. Die Klägerin gestattet den Herstellern und 

Vertreibern der von ihr getesteten Produkte die Werbung mit dem 
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ÖKO-TEST-Label, wenn diese mit ihr einen entgeltlichen Lizenzvertrag 

schließen, in dem die Bedingungen für die Nutzung des Labels geregelt 

sind. 

Die Beklagten sind Versandhändler. Sie haben mit der Klägerin keinen 

Lizenzvertrag geschlossen. Die Beklagte im Verfahren I ZR 173/16 bot 

in ihrem Internetportal eine blaue Baby-Trinkflasche und einen grünen 

Baby-Beißring an, die von der Klägerin in einer anderen Farbgestaltung 

getestet worden waren. Neben den Produktpräsentationen fand sich 

jeweils eine Abbildung des ÖKO-TEST-Labels, das mit der Bezeichnung 

des getesteten Produkts, dem Testergebnis „sehr gut“ und der Fund-

stelle des Tests versehen war. 

Die Beklagte im Verfahren I ZR 174/16 bot in ihrem Internetportal ei-

nen Lattenrost in verschiedenen Größen und Ausführungsformen so-

wie einen in schwarz, weiß und rot gehaltenen Fahrradhelm an. Neben 

den Angeboten war das mit der Bezeichnung des getesteten Produkts, 

dem Testergebnis „gut“ beziehungsweise „sehr gut“ und der Fundstel-

le des Tests versehene ÖKO-TEST-Label abgebildet. Die Klägerin hatte 

den Lattenrost in einer bestimmten Größe mit verstellbarem Kopf- 

und Fußteil getestet. Den Fahrradhelm hatte sie in einer anderen Farb-

gestaltung als den von der Beklagten angebotenen Helm getestet. 

Die Klägerin sieht in der Anbringung des ÖKO-TEST-Labels eine Verlet-

zung ihrer Rechte an der Unionsmarke. Sie hat die Beklagten auf Unter-

lassung und Erstattung von Abmahnkosten in Anspruch genommen. 

Das Landgericht hat der Klage in dem Verfahren I ZR 173/16 stattge-

geben und die Klage im Verfahren I ZR 174/16 abgewiesen. In zweiter 

Instanz waren beide Klagen erfolgreich. Das Oberlandesgericht (OLG) 

hat angenommen, bei der Unionsmarke der Klägerin handele es sich 

um eine bekannte Marke. Die Beklagten hätten die Wertschätzung 

dieser Marke ohne rechtfertigenden Grund in unlauterer Weise ausge-

nutzt, indem sie ein ähnliches Zeichen in der Werbung benutzt hätten. 

Dadurch hätten sie signalisiert, die Klägerin habe diese Werbung mit 

ihrem Logo für die konkret angebotenen Produkte kontrolliert und für 

gerechtfertigt gehalten. Der Klägerin müsse aus Gründen des Marken-

rechts die Entscheidung darüber vorbehalten bleiben, ob im konkreten 

Fall die beworbenen Produkte als von ihr getestet dargestellt werden 

dürfen. Mit ihren vom BGH zugelassenen Revisionen verfolgen die Be-

klagten ihre Klageabweisungsanträge weiter. 

Der BGH hat die Verfahren bis zu einer Entscheidung des EuGH im 

Verfahren C-690/17 ausgesetzt. In jenem Verfahren hat das OLG Düs-

seldorf mit Beschluss vom 30.11.2017 (20 U 152/16) Rechtsfragen zur 

rechtsverletzenden Benutzung einer bekannten Marke vorgelegt, die 

auch für die Entscheidung des Streitfalls erheblich sind. Der BGH hat 

das bei ihm anhängige Verfahren deshalb wegen Vorgreiflichkeit des 

beim EuGH anhängigen Vorabentscheidungsverfahrens ausgesetzt. 

BGH, Beschlüsse vom 18.01.2018, I ZR 173/16 und I ZR 174/16


